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Die Taͤtigkeit des Zentrums

in politiſchen Fragen .

A. Die Vundesſtaaten .

§ 1. Ein Antrag der ſozialdemokratiſchen Fraktion
über die volksvertretung in den Bundesſtaaten und in

Elſaß⸗Lothringen geht dahin :
Der Artikel 3 der Verfaſſung des Deutſchen Reiches erhält

folgenden Zuſatz :
„ In jedem Bundesſtaat und in Elſaß⸗Lothringen muß eine

auf Grund des allgemeinen , gleichen , direkten und geheimen
Wahlrechtes gewählte Vertretung beſtehen . Das Recht , zu
wählen und gewählt zu werden , haben alle über 20 Jahre
alten Reichsangehörigen ohne Unterſchied des Geſchlechts in dem

Bundesſtaate , in dem ſie ihren Wohnſitz haben .
Die Zuſtimmung dieſer Vertretung iſt zu jedem Landes⸗

geſetz und zur Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats erforder⸗
lich. (Il . Seſſ . 1905/06 Nr . 94. )

Am 7. , 14 . und 21 . Februar 1906 iſt über dieſen An⸗

trag verhandelt worden . Das Zentrum ließ ſich auf eine

Diskuſſion desſelben nicht ein , ſondern gab durch ſeinen
Fraktionsvorſitzenden , Grafen von Hompeſch , am 7. Feb⸗
ruar 1906 folgende Erklärung ab : „ Meine politiſchen
Freunde halten in Übereinſtimmung mit früheren Erklä⸗

rungen an der Auffaſſung feſt , daß die Geſtaltung des

Wahlrechts in den Einzelſtaaten zur Zuſtändigkeit dieſer
letzteren gehört und der des Reichs , abgeſehen von Elſaß⸗
Lothringen , entzogen iſt . Anderſeits bringt die Ent⸗

wicklung der politiſchen Verhältniſſe immer deutlicher die

Tatſache zum Bewußtſein , daß das Wohl und Wehe des
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Deutſchen Reichs auf die Dauer von einer harmoniſchen
Entfaltung des Verfaſſungslebens in den Einzelſtaaten nicht
getrennt werden kann . In einem Staatsweſen , in welchem
die Grundſätze der allgemeinen Schulpflicht , der allgemeinen
Wehrpflicht und der allgemeinen Steuerpflicht zur Durch⸗
führung gelangt ſind , erſcheint es als ein Widerſpruch ,
wenn einzelne Teile der Bevölkerung von einer wirkſamen
verfaſſungsmäßigen Vertretung ihrer Rechte und Intereſſen
ausgeſchloſſen ſind . Was das Reich ſeinen Bürgern durch
Gewährung des allgemeinen , gleichen , geheimen und un⸗
mittelbaren Wahlrechts gewährt hat , wird auf die Dauer
auch in den Einzelſtaaten den Bürgern in entſprechender
Weiſe gewährt werden müſſen . Eine Frage von ſo großer
Bedeutung und Tragweite kann aber , wie die Erfahrung
aller Zeiten lehrt , eine befriedigende Löſung nur finden ,
wenn ſie in Zeiten der Ruhe und des Friedens in Angriff
genommen wird .

Nach Artikel 23 der Reichsverfaſſung iſt der Reichstag
nicht in der Lage , die Initiative nach dieſer Seite zu er⸗
greifen . Wenn aber die verbündeten Regierungen nach
Maßgabe der Reichsverfaſſung dem Reichstag einen Geſetz⸗
entwurf zugehen laſſen , in welchem unter Erweiterung der
Zuſtändigkeit des Reiches die Einführung des allgemeinen,
gleichen , geheimen und unmittelbaren Wahlrechts in den
Einzelſtaaten in Vorſchlag gebracht wird , ſo ſind wir be⸗
reit , derſelben unſere Zuſtimmung zu erteilen . Was Elſaß⸗
Lothringen betrifft , ſo liegt die Zuſtändigkeit des Reichs⸗
tags unbeſtritten vor ; der vorgeſchlagene Geſetzentwurf
bietet indeſſen in ſeinen Einzelheiten keine annehmbare
Regelung . “ ( 37. Stzg . v. 7. 2. 06 S . 1080 . ) Konſervative
und Nationalliberale verhielten ſich gänzlich ablehnend .
Einen Antrag auf Kommiſſionsberatung ſtellten die Sozial⸗
demokraten ſelbſt nicht , ſodaß im kommenden Winter die
zweite Beratung im Plenum ſtattfinden wird . Man hat
es in weiten Kreiſen als höchſt auffallend bezeichnet , daß
die Sozialdemokratie dieſen Demonſtrationsantrag als ihren
erſten Jnitiativantrag zur Debatte ſtellte , obwohl ſie wußte ,
daß er nicht Geſetz wird .
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82 . Die ſtaatsrechtliche Stellung der Reichslande hat
die Zentrumsfraktion durch folgenden Antrag vom 14 . De⸗
zember 1904 ( bereits in der letzten Seſſion geſtellt und
angenommen ) zu beſſern geſucht :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstage den10 Entwurf eines Geſetzes vorzulegen , durch welches Elſaß⸗Lothringen
en als Mitglied des Reichs eine ſelbſtändige Vertretung im Bundesrat
1 erhält “ ( Reichsverfaſſung Artikel 6) .
5 Die Beſchlußfaſſung des Bundesrats zu dieſem Antrag

ſteht noch aus . In der gegenwärtigen Seſſion haben nun
er Zentrumsabgeordnete zwei Anträge von Abgeordneten der
K elſaß⸗lothringiſchen Landespartei durch ihre Unterſchriften

unterſtützt und ſomit dieſer erſt die Möglichkeit gegeben ,
dieſe Anträge überhaupt einbringen zu können . Der erſte
Antrag ( Nr . 99 ) enthält einen Geſetzentwurf über die Ein⸗
führung des Reichstagswahlrechts für den Landes ausſchuß
für Elſaß⸗Lothringen . Der zweite Antrag ( Nr. 139 ) iſt
ein Geſetzentwurf über die Verfaſſung von Elſaß⸗Loth⸗
ringen ; er ſtellt das Reichsland den übrigen Bundesſtaaten
gleich , gibt dem Landesausſchuß den Namen „elſaß⸗loth⸗
ringiſcher Landtag “ und beſtimmt :

„ Die geſetzgebende Gewalt in Elſaß⸗Lothringen wird ausgeübt
durch den Kaiſer und den Landtag . Die übereinſtimmung des
Kaiſers und des Mehrheitsbeſchluſſes des Landtages iſt zu einem
Landesgeſetze erforderlich und ausreichend . “

Dieſe beiden Anträge ſind noch nicht beraten ; durch die
ihnen zu teil gewordene Unterſtützung ſeitens des Zentrums
hat dieſes wieder ſein Intereſſe für die Reichslande be⸗
wieſen .

B . Die Organe des Veiches .

§ 3. Wie im verfloſſenen Jahre , ſo mußte auch heuer
wieder der Reichstag ſich um ſein Budgetrecht wehren .
Für die raſche Unterdrückung des oſtafrikaniſchen Auf⸗
ſtandes hatte die Verwaltung eine Anzahl von Maßnahmen
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